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Gröningen., den 24.01.2019 
(Stadt / Gemeinde) 

B e k a n n t m a c h u n g 
 
Anhörungsverfahren im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens zum Eisenbahnbauvorhaben 
"Strecke 6404 Magdeburg – Halberstadt, Änderung der Gewässerquerungen über den Limbach 
in der Stadt Gröningen am Bahn-km 45,030 und 45,053", in den Gemarkungen Krottorf und 
Osterweddingen im Landkreis Börde 
 
Für das o. g. Eisenbahnbauvorhaben der DB Netz AG, Kantstraße 4, 39104 Magdeburg, wird auf An-
trag des Eisenbahn-Bundesamtes, Außenstelle Halle, das Anhörungsverfahren im Rahmen des - bei 
der vorgenannten Behörde - laufenden Planfeststellungsverfahrens nach den Vorschriften des Allge-
meinen Eisenbahngesetzes (AEG) durchgeführt. 
 
Für das Vorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
werden Grundstücke in den Gemarkungen Osterweddingen und Krottorf beansprucht. 
 
Der Vorhabenträger hat die entscheidungserheblichen Unterlagen über die Umweltauswirkungen des 
Vorhabens vorgelegt, die Bestandteil der nachfolgend aufgeführten Auslegungsunterlagen sind: 
 
Bezeichnung der Unterlage: 

- Erläuterungsbericht, der auch eine allgemein verständliche, nichttechnische Zusammenfas-
sung der Umweltauswirkungen im Sinne des § 16 Abs. 1 Nr. 7 UVPG enthält 

- Landschaftspflegerische Begleitplanung inkl. Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag 
- Bestands- und Konfliktplan 
- Maßnahmenblätter 
- Maßnahmenplan 
- Schalltechnische Untersuchung 
- Untersuchung zu betriebsbedingten Schall- und Erschütterungsimmissionen 
- Untersuchung zu baubedingten Schallimmissionen und Erschütterungen 
 

Wie eine im Vorfeld durchgeführte Einzelfallprüfung nach den Regelungen des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung – UVPG – ergeben hat, besteht für das Vorhaben keine Pflicht zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (Feststellung des Eisenbahnbundesamtes, Außen-
stelle Halle vom 12.06.2018, bekanntgemacht auf www.eba.bund.de). Auf Punkt 8 meiner Bekannt-
machung wird ergänzend verwiesen. 
 
Vorgesehen ist der vollständige Rückbau der EÜ in km 45,030 sowie die Aufweitung des Rohrdurch-
lasses in km 45,053 durch den Einbau eines Rahmenbauwerkes mit einer lichten Weite von 3,95 m. 
Die Lage und Gradiente des Schienenweges wird durch das Bauvorhaben nicht verändert. Mit der 
Maßnahme ist keine Erhöhung der Streckengeschwindigkeit sowie keine Verkehrsmehrung verbun-
den. Es handelt sich um eine punktuelle Einzelbaumaßnahme, die nach Planung der DB Netz AG zur 
langfristigen Durchführung eines sicheren Eisenbahnbetriebes gemäß des aktuellen Standes der 
Technik erforderlich ist. 

Das Vorhaben wird – so der Vorhabenträger - bau- und anlagebedingte Auswirkungen haben. Es wird 
insbesondere zu Schall- und Erschütterungsauswirkungen kommen und einige Grundstücke Dritter in 
den Gemarkungen Krottorf und Osterweddingen werden temporär für die Baustelleneinrichtung bzw. 
für die Zuwegung zu Landschaftspflegerischen Ausgleichsmaßahmen in Anspruch genommen.  

Weitere Details, insbesondere die schall- und erschütterungstechnischen Untersuchungen, sind der 
Planunterlage zu entnehmen.  

Der Plan (Zeichnungen und Erläuterungen) liegt in der Zeit 
 

vom 25.02.2019 bis 25.03.2019 
 
während der Dienststunden  
 
 

http://www.eba.bund.de/
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Montag   von 08:00 bis 12:00 und 13:00 bis 16:00 Uhr,  
Dienstag   von 08:00 bis 12:00 und 13:00 bis 18:00 Uhr  
Mittwoch   von 08:00 bis 12:00 und 13:00 bis 16:00 Uhr 
Donnerstag   von 08:00 bis 12:00 und 13:00 bis 16:00 Uhr aus. 
 
Die Planunterlagen finden Sie zu Ihrer Information auch auf der Homepage des Landesverwaltungs-
amtes (www.lvwa.sachsen-anhalt.de) unter „Wirtschaft > Planfeststellung > Planunterlagen > Eisen-
bahn“. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass Gegenstand des Anhörungsverfahrens ausschließlich die ausgeleg-
ten Planunterlagen sind. Das Bereitstellen der Planunterlagen auf der Internetpräsenz des Landes-
verwaltungsamtes erfolgt lediglich informatorisch und stellt keine Auslegung nach § 73 Abs. 3 VwVfG 
in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Satz 1 VwVfG LSA dar. 
 
1. Jeder kann bis spätestens zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungsfrist gemäß § 73, Abs. 4, 

Satz 1 VwVfG, das ist bis zum 08.04.2019, bei der Anhörungsbehörde, dem Landesverwal-
tungsamt Sachsen-Anhalt, Ernst-Kamieth-Straße 2, 06112 Halle (Saale) oder bei der 

 
 Stadt Gröningen über Verbandsgemeinde Westliche Börde, Grabenstraße 14 in  

39397 Gröningen 
 
 Einwendungen gegen den Plan schriftlich oder zur Niederschrift erheben. 
 Die Einwendung muss den geltend gemachten Belang und das Maß seiner Beeinträchtigung 

erkennen lassen. 
 Nach Ablauf dieser Äußerungsfrist sind alle Äußerungen, die nicht auf privatrechtlichen Titeln 

beruhen, ausgeschlossen, § 21 Abs. 4 Satz 1 UVPG. Die Äußerungsfrist gilt auch für solche 
Einwendungen, die sich nicht auf die Umweltauswirkungen des Vorhabens beziehen, § 21 
Abs. 5 UVPG. Dies gilt auch für Stellungnahmen von Vereinigungen nach § 2 Abs. 1 Umwelt-
rechtsbehelfsgesetz (UmwRG) sowie nach § 7 Abs. 6 UmwRG i.V.m. § 4 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 
UmwRG für Stellungnahmen von Personen und Vereinigungen nach § 61 Nr. 1 und Nr. 2 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO).  

 
 Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftenlisten unterzeichnet oder 

in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige Eingaben), ist 
auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit Namen, Beruf und An-
schrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen.  

 
 Andernfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben (§ 1 Abs. 1 Verwaltungsver-

fahrensgesetz des Landes Sachsen-Anhalt – VwVfG LSA i.V.m. § 17 Abs. 1 und 2 sowie § 72 
Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz – VwVfG). 

 
2. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der 
 

a) nach landesrechtlichen Vorschriften im Rahmen des § 63 des Bundesnaturschutzgeset-
zes anerkannten Naturschutzvereinigungen 

b) sowie der sonstigen Vereinigungen, soweit sich diese für den Umweltschutz einsetzen 
und nach in anderen gesetzlichen Vorschriften zur Einlegung von Rechtsbehelfen in Um-
weltangelegenheiten vorgesehenen Verfahren anerkannt sind (Vereinigungen), 
 

           von der Auslegung des Plans.  
3. Die Anhörungsbehörde kann auf eine Erörterung der rechtzeitig erhobenen Stellungnahmen 

und Einwendungen verzichten (§ 18a Nr. 1, Satz 1 AEG). 
  

Findet ein Erörterungstermin statt, wird er ortsüblich bekannt gemacht werden. Ferner werden 
diejenigen, die rechtzeitig Einwendungen erhoben haben, bzw. bei gleichförmigen Einwen-
dungen wird der Vertreter, von dem Termin gesondert benachrichtigt  
(§ 1 Abs. 1 VwVfG LSA i. V. m. § 17 VwVfG). 

 Sind mehr als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können sie durch öffentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden. 

 Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevollmächtigung ist durch eine 
schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die zu den Akten der Anhörungsbehörde zu geben ist.  

 Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungstermin kann auch ohne ihn verhandelt 
werden. Das Anhörungsverfahren ist mit Abschluss des Erörterungstermins beendet.  

http://www.lvwa.sachsen-anhalt.de/
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 Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 
 
4. Durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen und Stellungnah-

men, Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehende Kosten werden 
nicht erstattet. 

 
5. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde nach zu 

entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem gesonderten Ent-
schädigungsverfahren behandelt. 

 
6. Über die Einwendungen und Stellungnahmen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens 

durch die Planfeststellungsbehörde, das Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Halle, entschie-
den. Die Zustellung der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) an die Einwender und die-
jenigen, die eine Stellungnahme abgegeben haben, kann durch öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind. 

 
7. Vom Beginn der Auslegung des Planes tritt die Veränderungssperre nach § 19 Abs. 1 AEG in 

Kraft. An den von der geplanten Baumaßnahme betroffenen Flächen steht dem Träger des 
Vorhabens gemäß § 19 Abs. 3 AEG ein Vorkaufsrecht zu. 

 
8. Die Vorprüfung des Einzelfalls nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (§ 5 

Abs. 2 UVPG) hat ergeben, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung für das o. g. Vorhaben 
nicht erforderlich ist, da von dem Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkun-
gen zu erwarten sind. Daher besteht keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung. 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung gem. § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selb-
ständig anfechtbar ist. 
 
Die dieser Feststellung zugrundeliegenden Unterlagen sind der Öffentlichkeit gemäß den 
Bestimmungen des Umweltinformationsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (UIG LSA) beim 
Eisenbahn-Bundesamt, Ernst-Kamieth-Str. 5, 06112 Halle (Saale), zugänglich. 

 
9.  Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) 
 

Aufgrund der seit dem 25. Mai 2018 anwendbaren DSGVO wird darauf hingewiesen, dass im 
Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit im o. g. Anhörungsverfahren die erhobenen Ein-
wendungen und darin mitgeteilten personenbezogenen Daten ausschließlich für das Anhö-
rungs- und Planfeststellungsverfahren von der Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde 
(Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Ernst-Kamieth-Straße 2, 06112 Halle/Saale und das 
Eisenbahnbundesamt, Außenstelle Halle, Sachbereich 1, Ernst-Kamieth-Straße 5, 06112 Hal-
le/Saale) gespeichert und verarbeitet werden. Die persönlichen Daten werden benötigt, um 
den Umfang der Betroffenheit beurteilen zu können. Sie werden so lange gespeichert, wie 
dies unter Beachtung der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen für die Aufgabenerfüllung erfor-
derlich ist. Die Daten können an den Vorhabenträger und seine mitarbeitenden Büros zur 
Auswertung der Stellungnahmen weitergegeben werden. Insoweit handelt es sich um eine er-
forderliche und somit rechtmäßige Verarbeitung aufgrund einer rechtlichen Verpflichtung gem. 
Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. c DSGVO, an der darüber hinaus ein berechtigtes Interesse gem. Art. 6 
Abs. 1 Satz 1 lit. f DSGVO besteht. Der Vorhabenträger und dessen Beauftragte sind zur Ein-
haltung der DSGVO verpflichtet. Werden personenbezogenen Daten verarbeitet, so hat der 
Betroffene das Recht Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten zu erhalten 
(Art. 15 DSGVO). Sollten unrichtige personenbezogene Daten verarbeitet werden, steht ihm 
ein Recht auf Berichtigung zu (Art. 16 DSGVO). Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen 
vor, so kann die Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung verlangt sowie Widerspruch 
gegen die Verarbeitung eingelegt werden (Art. 17, 18 und 21 DSGVO). 

 
 
Brunner 
Bürgermeister 
Stadt Gröningen  


